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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. März 1968 

II/l — 68070 — 5245/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar-/Finanzpolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats über die Finanzierung von 
Ausgaben, die durch besondere Maßnahmen der Republik 
Italien bei der Einfuhr von Futtergetreide entstehen, durch 
den Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. Februar 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestrkße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Finanzierung von Ausgaben, die durch besondere Maß- 
nahmen der Republik Italien bei der Einfuhr von Futtergetreide 
entstehen, durch den europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft 

(von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN ^ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere Ar- 
tikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 23 Absätze 1 und 2 der Verordnung Nr. 
120/67/EWG des Rats vom 13. Juni 1967 über die 
gemeinsame Marktorganisation für Getreide ') sieht 
vor, daß die italienische Republik die Abschöpfungen 
bei der Einfuhr von Futtergetreide verringern kann 
unter der Bedingung, daß für Bezüge der gleichen 
Getreidearten mit Herkunft aus Mitgliedstaaten eine 
Subvention in gleicher Höhe gewährt wird. Der 
Betrag dieser Subventionen ist rückvergütungsfähig 
durch den Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Garantie, 
zu machen. 

Andererseits wirkt sich eine derartige Regelung 
gemäß Artikel 23 Absatz 4 der genannten Verord- 
nung auf verarbeitete Erzeugnisse und bestimmte 
denaturierte Erzeugnisse, die an ihre Stelle treten 
können, aus. Um Wettbewerbsverzerrungen im 
innergemeinschaftlichen Handel zu verhindern, sind 
die für diese Erzeugnisse beschlossenen Subventio- 
nen ebenfalls rückvergütungsfähig durch den Fonds 
zu machen. 

Nach den Artikeln 29 der Verordnung Nr. 121/67/ 
EWG"), 22 der Verordnung Nr. 122/67/EWG 3) und 
22 der Verordnung Nr. 123/67/EWG ^), über die ge- 
meinsamen Marktorganisationen für Schweine- 
fleisch, Eier und Geflügelfleisch trifft der Rat, für 
den Fall, daß Italien von der in Artikel 23 der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG vorgesehenen Ermächti- 
gung Gebrauch macht, die erforderlichen Maßnah- 
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men. Um Störungen auf den Märkten der betreffen- 
den Erzeugnisse zu verhindern, sind die finanziellen 
Folgen dieser Maßnahmen rückvergütungsfähig 
durch den Fonds zu machen. Außerdem ist die Art 
und Weise ihrer Übernahme festzulegen. 

Gemäß Artikel 18 der Verordnung Nr. 191/67/ 
EWG des Rats vom 27. Juni 1967 über die Regelung 
für die Ein- und Ausfuhr von Getreideverarbeitungs- 
erzeugnissen 3) hat die italienische Republik, falls 
sie Artikel 23 Absatz 2 der Verordnung Nr. 120/67/ 
EWG in Anspruch nimmt, für Lieferungen einiger 
dieser Verarbeitungserzeugnisse mit Herkunft aus 
den übrigen Mitgliedstaaten eine Subvention zu 
gewähren. Die Verordnungen Nr. 194/67/EWG des 
Rats vom 27. Juni 1967 über die Regelung für 
Getreide-Mischfuttermittel®), Nr. 360/67/EWG des 
Rats vom 25. Juli 1967 über die Regelung für die 
Ein- und Ausfuhr von Getreide- und Reisverarbei- 
tungserzougnissen ") und Nr. 235/67/EWG der Kom- 
mission vom 30. Juni 1967 über die Denaturierung 
von Zucker zu Futterzwecken ®) sehen die Gewäh- 
rung von ähnlichen Beihilfen vor. Diese vier Ver- 
ordnungen legen auch die Art und Weise der Be- 
stimmung dieser Beihilfen fest — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Abweichend von den Artikeln 5 bis 8 der Ver- 
ordnung Nr. 17/64/EWG des Rats vom 5. Fe- 
bruar 1964 über die Bedingungen für die Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft ®) sind durch den Fonds, Ab- 
teilung Garantie, Ausgaben rückvergütungsfähig, 
die durch Subventionen verursacht wurden, die auf- 
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grund des Artikels 23 Absätze 1 und 2 der Ver- 
ordnung Nr. 120/67/EWG gewährt werden. Das 
gleiche gilt für Maßnahmen, die auf dem Getreide- 
sektor oder auf anderen Sektoren erlassen wurden 
und die dem Umstand Rechnung tragen sollen, daß 
Italien von der in dem genannten Artikel vorgese- 
henen Ermächtigung Gebrauch gemacht hat. 


Artikel 2 

1. Der Fonds erstattet die der italienischen Repu- 
blik durch Subventionen gemäß Artikel 23 Ab- 
sätze 1 und 2 der Verordnung Nr. 120/67/EWG, der 
Artikel 18 der Verordnungen Nr. 191/67/EWG, 
194/67/EWG und 360/67/EWG sowie des Artikels 2 
der Verordnung Nr. 235/67/EWG tatsächlich entstan- 
denen Kosten. 


2. Der Rat erläßt nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz 2 des Vertrages im Bedarfs- 
fälle Durchführungsbestimmungen für die Über- 
nahme von Ausgaben, die durch sonstige, aufgrund 
der in Artikel 1 vorgesehenen Maßnahmen, ge- 
währte Subventionen. 

Artikel 3 

Die in Artikel 1 erwähnten Ausgaben sind Gegen- 
stand der Rückvergütungsanträge gemäß Artikel 9 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG und der von der 
Kommission aufgrund des Artikels 10 dieser Ver- 
ordnung zu treffenden Entscheidungen über die Be- 
teiligung des Fonds. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Auf seiner Sitzung vom 15. Dezember 1964 beschloß 
der Rat, vom Datum des Inkrafttretens gemeinsamer 
Preise an, in Italien fünf Jahre lang besondere Maß- 
nahmen für Futtergetreide anzuwenden. Insbeson- 
dere wurde vereinbart, die in Artikel 23 Absätze 1 
und 2 der Verordnung Nr. 120/67/EWG des Rats 
vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Marktorga- 
nisation für Getreide definierte Beihilfe bei der Ein- 
fuhr von Futtergetreide mit Herkunft aus den übri- 
gen Mitgliedstaaten rückvergütungsfähig durch den 
Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft zu machen. 

Auf derselben Sitzung forderte der Rat die Kom- 
mission auf zu prüfen, ob im Handel mit verarbeite- 
ten Erzeugnisse, Schweinefleisch und Eiern und 
Geflügel die Einführung einer entsprechenden Re- 
gelung der Senkung von Abschöpfungen und der 
Beihilfe nötig ist oder nicht. 

Wie aus Artikel 18 der Verordnung Nr. 191/67/EWG 
des Rats vom 27. Juni 1967 über die Regelung für 
die Einfuhr und die Ausfuhr von Getreideverarbei- 
tungserzeugnissen, aus Artikel 18 der Verordnung 
Nr. 194/67/EWG des Rats vom 27. Juni 1967 über 
die Regelung für Getreide-Mischfuttermittel und aus 
Artikel 18 der Verordnung Nr. 360/67/EWG des 
Rats vom 25. Juli 1967 über die Regelung für die 
Einfuhr und die Ausfuhr von Getreide- und Reis- 
verarbeitungserzeugnissen hervorgeht, ist eine der- 
artige Regelung für bestimmte Erzeugnisse einge- 
führt worden. Um Störungen auf dem Markt dieser 
Erzeugnisse zu verhindern, ist es daher angebracht, 
den Italien in seinem innergemeinschaftlichen Han- 
del gewährten Beihilfebetrag rückvergütungsfähig 
durch den Fonds zu machen. 


Außerdem ist für den Fall, daß Italien Artikel 23 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG in Anspruch 
nimmt, in Artikel 29 der Verordnung Nr. 121/67/ 
EWG des Rats vom 13, Juni 1967 über die gemein- 
same Marktorganisation für Schweinefleisch, in Ar- 
tikel 22 der Verordnung Nr. 122/67/EWG des Rats 
vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Eier und in Artikel 22 der Verord- 
nung Nr. 123/67/EWG des Rats vom 13. Juni 1967 
über die gemeinsame Marktorganisation für Ge- 
flügelfleisch die Möglichkeit vorgesehen, Maßnah- 
men zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrun- 
gen auf den Sektoren Schweinefleisch, Eier und 
Geflügel zu erlassen. Daher sind, falls derartige 
Maßnahmen nötig werden, die durch sie verursach- 
ten Ausgaben rückvergütungsfähig durch den Fonds 
zu machen und die Art und Weise ihrer Übernahme 
durch den Fonds festzulegen. 

Schließlich wirken sich die Beihilfen Italiens zur 
Einfuhr von Futtergetreide mit Herkunft aus Mit- 
gliedstaaten noch auf eine dritte Gruppe von Er- 
zeugnissen aus, nämlich auf die durch Denaturie- 
rung in den Sektoren Getreide und Zucker gewon- 
nenen, zur Viehfütterung bestimmten Erzeugnisse. 
Daher ist zur Aufrechterhaitung des Gleichgewichts 
im innergemeinschaftlichen Handel mit denaturier- 
ten Erzeugnissen genau wie für Futtergetreide eine 
Regelung der Beihilfen zur Einfuhr, die ebenfalls 
rückvergütungsfähig durch den Fonds sind, vorzu- 
sehen. 

Die Kommission hält alle diese Beihilfen für Aus- 
gaben des Agrarmarkts, die unmittelbar mit der Ein- 
führung gemeinsamer Marktorganisationen auf den 
einzelnen Sektoren Zusammenhängen und die daher 
der Abteilung Garantie des Fonds zuzuweisen sind. 
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